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Dokumentation
Zu US-Geopolitik, Terrorrisiko und Staat

Aus: Armin Wertz, Osama bin Laden. Der Zau-
berlehrling - Vom Freiheitskämpfer zum ver-
meintlichen Top-Terroristen. In: Freitag, Nr. 39,

21. Sept. 2001

Auch die CIA besass spätestens
seit Mitte der neunziger Jahre ein Dos-
sier über Osama bin Laden. Doch in
jenen Jahren war Washington völlig
gefangen von den Entwicklungen im
auseinanderbrechenden Ostblock und

ignorierte Afghanistan weitgehend.
Erst der Wettlauf internationaler Öl-

gesellschaften um die bislang uner-
schlossenen Öl-und Gasreserven in der

kaspischen Region weckte erneut Wa-
shingtons Interesse an Zentralasien.
Zwischen 1994 und 1998 unterzeich-
neten nicht weniger als 24 Ölgesell-
Schäften 13 Verträge in Kasachstan,
Turkmenistan, Aserbeidschan oderUs-
bekistan. Die verbissenen Kämpfe
amerikanischer Konsortien in den Vor-
zimmern und Büros der Präsidenten
und Diktatoren der neuen, unabhängi-
gen Republiken um Bohrgenehmigun-
gen und Verträge zum Bau lukrativer
Pipelines sowie die divergierenden In-
teressen Amerikas, Russlands, Chinas
und nicht zuletzt der Türkei entfachten
ein neues „Great Game"- vergleichbar
jenem „Great Game" des 19. Jahrhun-
derts, als Russland und Grossbritanni-
en um die Kontrolle und Vorherrschaft
in Zentralasien, besonders in Afghani-
stan, rangen. Die Entwicklung zweier
antagonistischer Blöcke war unüber-
sehbar: auf der einen Seite Usbekistan,
Turkmenistan, Aserbeidschan und die
USA mit ihren Verbündeten Saudi-
Arabien, Israel, Türkei sowie Pakistan;
auf der anderen Seite Kasachstan, Kir-
gisien, Tadschikistan sowie Russland.

Die naheliegende und kostengünstig-

ste Ölleitung durch Iran kam für die
USA nicht in Frage. Immer noch sah

Washington in den Teheraner Mullahs
die grössten Feinde. Also unterstützte
Washington mit allen verfügbaren Mit-
teln die Pläne der amerikanischen Öl-
gesellschaft Unocal, eine Pipeline von
den Ölfeldern Turkmenistans durch
Afghanistan an die Küste Pakistans zu
bauen. Im Oktober 1995 schliesslich
unterzeichnete Unoca/ gemeinsam mit
seinem saudischen Partner De/ra 0/7
und Turkmenistans Präsident Sapar-
murad Niyazov (der Ex-Aussenmini-
ster Alexander Haig als Berater ange-
heuert hatte) in New York den Vertrag
zum Bau der Pipeline, an dem auch die
russische Gazprom beteiligt werden
sollte.

Die Vereinigten Staaten könnten
„nichts Anstössiges" an der Einfüh-
rung der Scharia, des islamischen
Rechts, finden, erklärte seinerzeit der
Sprecher des State Departments, Glyn
Davies. „Die äussere Einmischung in
Afghanistan ist nun eng mit dem Kampf
um Öl und Pipelines verknüpft. Es ist
zu befürchten, dass diese Firmen und
Mächte die Taliban nur für ihre eige-
nen Absichten benutzen", kritisierte der
UN-Sekretär für Menschenrechtsfra-

gen Yasushi Akashi. In diesem Spiel
mit hohem Einsatz und weltpolitischen
Implikationen wurde die potentielle
Gefahr, die bin Laden darstellte, nahe-

zu völlig ignoriert. Zudem schützten
ihn seine engen Verbindungen zu ei-
nem der wichtigsten US-Verbündeten
im neuen Great Game, zu Pakistans
militärischem Geheimdienst ISI.

Unter dem Eindruck, dass weder
Pakistan noch die Taliban die Kampf-
handlungen in absehbarer Zeit been-
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den und das Land endlich einen könn-
ten sowie aufgrund wachsenden Drucks
amerikanischer Frauenorganisationen,
die angesichts der inhumanen Be-
handlung von Frauen durch die Tali-
ban von ihrer Regierung eine Revision
der Afghanistan-Politik verlangten,
kündigte Washington 1997 eine Kehrt-
wende an: Man habe keine Einwände

gegen eine Ölleitung von Turkmeni-
stan durch Iran in die Türkei. Zudem
drängten inzwischen andere US-Öl-
firmen die Clinton-Administration, die
Sanktionen gegen Iran zu lockern, wo
sich europäische und asiatische Ölför-
derer schon einen harten Konkurrenz-
kämpf lieferten.

Damit war dieser Teil des Great
Game vorüber. Über Jahre blieb Wa-
shingtons Afghanistan-Politik nur
Stückwerk ohne jede strategische Visi-

Aus: Mohssen Massarrat, Über Jahrzehnte aufge-
stauter Hass. In: Freitag, Nr.40, 28. Sept. 2001

Seit einem halben Jahrhundert ver-
folgen die USA im Nahen und Mittle-
ren Osten eine Politik der Destabilisie-

rung und Konflikteskalation mit „kal-
kulierbarem Risiko" (Low intensify
war). Deren entscheidende Elemente
sind der Israel-Palästina-Konflikt, aber
auch die Protektion korrupter und dik-
tatorischer Regimes. Es gibt kein ein-
ziges Beispiel dafür, dass die Amerika-
ner demokratische Entwicklungen in
der Region unterstützt hätten- im Ge-
genteil. Sie haben 1953 die demokra-
tisch gewählte Regierung Mossadegh
im Iran mit Hilfe von CIA und Penta-

gon gestürzt, den Schah an die Macht
zurückgeholt und dessen Regime zu
einer regionalen Supermacht hochge-
rüstet. Dadurch wurde einerseits ein

gigantischer Rüstungswettlauf am Per-
sischen Golfentfesselt, andererseits der

on. Von 1994 bis 1996 unterstützte
man die Taliban als anti-iranisch, anti-
schiitisch, anti-russisch und pro-west-
lieh. Von 1995 bis 1997 wares der rein
wirtschaftliche Aspekt, UnocoZ zu ei-
nem Grossauftrag zu verhelfen. Die
Kehrtwende 1997 schliesslich war in-
nenpolitisch motiviert. Clinton hatte
seine Wahlsiege nicht zuletzt den Frau-
en zu verdanken. Der sanfte Umgang
mit den Taliban war unmöglich gewor-
den. Mit der gleichen Energie, mit der

Washington die Gotteskrieger bedin-
gungslos hofiert hatte, wandte es sich

nun gegen sie. Man verhängte Sanktio-
nen gegen die plötzlich „verabscheu-
ungswürdigen" Taliban. Und nach den
Attentaten in Kenia und Tansania wur-
de die Ergreifung Osama bin Ladens

zum vorrangigen Ziel amerikanischer
Aussenpolitik.

islamische Fundamentalismus im Iran
gestärkt und so indirekt der islami-
sehen Revolution der Weg bereitet.

Islamische Fundamentalisten im
Iran, der Panarabist Saddam Hussein,
nicht zu vergessen das Taleban-Regime
in Afghanistan, aber auch die islamisti-
sehe Strömung um Osama bin Laden-
all das sind Produkte der amerikani-
sehen Konflikt- und Eskalationspolitik
im Nahen und Mittleren Osten. Alle
diese Phänomene haben die Demokra-
tisierung in der Region um Jahrzehnte

zurückgeworfen und den Völkern be-
trächtlichen Schaden zugefügt, den

kurzfristigen amerikanischen Interes-
sen jedoch nicht geschadet.

Nun hat sich durch die Anschläge
vom 11. September das Konzept einer
Destabilisierungsstrategie mit „kalku-
lierbarem Risiko" als Bumerang er-
wiesen. Die aufstringenten und ökono-
mischen geostrategischen Interessen
basierende Politik der USA und des
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Westens wird durch den globalisierten
Terrorismus eingeholt. Wie die dro-
hende Klimakatastrophe als Reaktion
der Natur auf ein kurzsichtiges ökono-
misches Handeln der reichen Eliten in
den Industrie- und Entwicklungslän-
dern gesehen werden muss, ist der glo-
balisierte Terrorismus die politische
Reaktion auf die Art und Weise der

Aufrechterhaltung und Absicherung
des Systems. Insofern tragen alle west-
liehen Staaten- allen voran die USA-
eine beträchtliche Mitverantwortung
für das Inferno in New York und Wa-
shington.

In der islamischen wie in der gesam-
ten Dritten Welt vollziehen sich gegen-
wärtig eine historisch längst fällige
Transformation und Industrialisierung.
Das führt zu tiefen sozialen Brüchen,
Entfremdung, Entwurzelung und indi-
viduellen Identitätskrisen, noch ver-
stärkt durch den Globalisierungsdruck.
Die nachhaltigste Form der soziokul-
turellen und sozial-psychologischen
Aufarbeitung dieses konfliktträchtigen
Prozesses, der in Europa über zwei
Jahrhunderte dauerte, sind Demokrati-
sierung und Selbstbestimmung. Durch
Einmischung, Intervention und Unter-
Stützung korrupter und diktatorischer
Regimes sowie Aufpfropfen seiner In-
dustrialisierungsmuster hat der We-
sten- allen voran die USA- dazu beige-

tragen, dass diese Aufarbeitung unter-
brochen und verzerrt wurde oder über-
haupt nicht stattfand. Die grosse Masse
der Entwurzelten empfindet so die ent-
standene Identitätskrise als fremdge-
steuerten Angriff auf eigene kulturelle
Werte. Sie ist daher prädestiniert,
Feindbildern zu folgen, ihr Heil in na-
tionalistischen wie fundamentalisti-
sehen Perspektiven zu suchen und
gleichzeitig den Westen für das eigene
Leid verantwortlich zu machen.

Die Vorstellung der USA-Admini-
stration und einiger NATO-Regierun-
gen, den internationalen Terrorismus
mit militärischen Mitteln auszumerzen,
ist völkerrechtswidrig, entspricht einer

Logik der Lynchjustiz und verletzt alle
rechtsstaatlichen Normen. Sie ist in der
Sache absurd und erfüllt im Wesentli-
chen den Zweck, von eigener Mitver-
antwortung für den Terrorismus abzu-
lenken. Wer dennoch auf die militäri-
sehe Karte setzt, wird die globalen In-
Stabilitäten und Ungleichheiten ver-
schärfen und neue Generationen von
Terroristen erzeugen. Andererseits
rechtfertigen die objektiven Ursachen
des Terrorismus weder moralisch, noch

politisch, noch rechtlich terroristisches
Handeln. Daher müssten die Verant-
wortlichen für den Angriffauf die USA
ohne Wenn und Aber von einem inter-
nationalen Gericht abgeurteilt werden.

Aus: Ulrich Beck, Der kosmopolitische Staat.
Der Spiegel, 42/2001

Der Terroranschlag stärkt den

Staat, entwertet, entthront jedoch zwei

bislang regierende Ideen: den Afofio-
na/staat und den neo/ihera/en Staat.

Neoliberalismus und die Idee des frei-
en Marktes gelten als Schlüssel für die
Zukunft. Sie haben in den vergangenen

zwei Jahrzehnten eine hegemoniale
Macht entfaltet. Sicher ist es verfrüht,
vom Ende des Neoliberalismus zu re-
den. Aber doch gibt das globale Terror-
risiko einen Vorgeschmack auf die
Konflikte, in welche die Globalisie-
rung die Welt stürzt.

Der einzige Weg angesichts des dro-
henden globalen Terrors (aber auch der

Klimakatastrophe, der Migration, der
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Gifte in Lebensmitteln, des organisier-
ten Verbrechens) zur nationalen Si-
cherheit ist die transnationale Koope-
ration. Es gilt der paradoxe Grundsatz:
Staaten müssen sich aus nationalem
Interesse denationalisieren und trans-
nationalisieren, also die Souveränität
preisgeben, um in der globalisierten
Welt ihre nationalen Probleme zu be-

wältigen.
Die globale terroristische Bedrohung
eröffnet eine neue Aera transnationaler
und multilateraler Kooperation. Sie
führt gerade nicht zu einer Renaissance
des Nationalstaates, sondern zu der Ent-
deckung und Entfaltung dessen, was ich
fooperaft've 7ransnaft'onatoaafen nen-
ne. Der nationale Blick wird zum Hin-
demis für die transnationale Erfindung
des Politischen und der Staatlichkeit im
Zeitalter der Globalisierung. Dies wird
jetzt erfahren und ausbuchstabiert an
den plötzlich geopolitischen Fragen der

entgrenzten „inneren Sicherheit" von
Ex-Nationalstaaten und kann übertra-

gen werden auf Fragen der drohenden

Klimakatastrophe, der globalen Armut,
der Menschenrechte.

Zwei Idealtypen transnationaler
Staatenkooperation zeichnen sich ab:

transnationale t/berwac/wwgsstaafen
und Fosmopo/ifi'sc/ie Staaten. Über-
wachungsstaaten drohen mit der neuen
Kooperationsmacht zu Festungsstaaten
ausgebaut zu werden, in denen Sicher-
heit und Militär gross und Freiheit und
Demokratie klein geschrieben werden.

Dieser Versuch, eine abendländi-
sehe Zitadelle zu konstruieren, ist all-
gegenwärtig und wird in den kommen-
den Jahren sicherlich zunehmen: Für
die Globalisierungsgewinner ist der
Neoliberalismus zuständig, für die Glo-
balisierungsverlierer bleiben Terroris-
mus- und Fremdenängste - und in do-
sierten Gaben das Gift des Rassismus.

Demgegenüber wird es in Zukunft

wesentlich darauf ankommen, die Fra-

ge zu stellen, wo/ür streitet ihr, streiten
wir, wenn es darum geht, den transna-
tionalen Terrorismus zu bekämpfen?
Die Antworten bietet ein kosmopoliti-
sches Staatensystem, das auf der Aner-
kennung der Andersheit der Anderen
beruht.

Kosmopolitische Staaten kämpfen
nicht nur gegen den Terror, sondern
auch gegen die t/rsac/zen des Terrors
in der Welt. Sie gewinnen und erneuern
die Gestaltungs- und Überzeugungs-
kraft des Politischen aus der Lösung
globaler Probleme, die im nationalen

Alleingang unlösbar erscheinen.

Kosmopolitische Staaten sind auf
dem Prinzip der nationalen Indifferenz
des Staates gegründet. Ähnlich wie in
der Gestalt des Westfälischen Friedens
die sakralen Bürgerkriege des 17. Jahr-
hunderts durch die Trennung von Staat
und Religion beendet wurden, könn-
ten- das ist die These- die nationalen
Welt(bürger)kriege des 20. Jahrhun-
derts mit einer Trennung von Staat und
Nation beantwortet werden. Ähnlich
wie der areligiöse Staat die Ausübung
verschiedener Religionen überhaupt
erst ermöglicht, müssten kosmopoliti-
sehe Staaten das Nebeneinander der
nationalen und religiösen Identitäten
durch das Prinzip der konstitutionellen
Toleranz gewährleisten.

Man könnte und müsste das Expe-
riment des politischen Europa in die-
sem Sinne als ein Experiment der kos-
mopolitischen Staatenbildung neu den-
ken. Ein kosmopolitisches Europa, das

seine politische Kraft gerade aus der
weltoffenen Bekämpfung des Terro-
rismus, aber auch aus der Bejahung
und Zähmung der europäischen Natio-
nenvielfalt einschliesslich ihrer lie-
benswerten Bornierungen schöpft- das

könnte eine durchaus realistische Uto-
pie sein oder werden.
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